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Kleine Anfrage 
 

des Abgeordneten Oliver Kumbartzky (FDP) 
 

und 
 

Antwort 
 

der Landesregierung – Minister für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und 

Natur 
 

Maßnahmenfahrplan für den Sektor Abfallwirtschaft für das Klimaschutzpro-
gramm 2030 

 

 

Vorbemerkung der Landesregierung 

 
Schleswig-Holstein will bis 2040 erstes klimaneutrales Industrieland werden. Das Kli-

maschutzprogramm 2030 ist dabei ein zentrales Projekt und Meilenstein. Das Pro-

gramm beschreibt Maßnahmen auf Landesebene und erforderliche Rahmensetzun-

gen auf Bundesebene, die zur Erreichung der Klimaschutzziele für das Jahr 2030 

umgesetzt werden müssen. Das Klimaschutzprogramm 2030 soll im Dezember 2023 

als Entwurf und nach einem Beteiligungsverfahren im Herbst 2024 final verabschie-

det werden.  

 

Fachliche Grundlage für die Erarbeitung der Maßnahmenfahrpläne und des Klima-

schutzprogramms 2030 sind die im Energiewende- und Klimaschutzgesetz 2021 

(EWKG) festgelegten Ziele zur Minderung der Treibhausgasemissionen (THG). 

 

Jedes für einen Emissionssektor verantwortliche Ministerium hat am 20. Juli 2023 ge-

mäß Koalitionsvertrag einen Maßnahmenfahrplan vorgelegt. Es wurden jeweils Fahr-

pläne für die Sektoren: Energie, Gebäude, Verkehr, Industrie, Abfallwirtschaft, Land-

wirtschaft und Senken erstellt sowie unter der Überschrift „Querschnitt“ für ausge-

wählte schleswig-holsteinische Politikfelder wichtige Maßnahmen, die nicht eindeutig 

einem Sektor zugeordnet werden können, zusammengefasst.  

 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/themen/energie/klimaschutzprogramm2030/massnahmenfahrplaene/massnahmenfahrplaene_node.html
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Die Maßnahmenfahrpläne beschreiben dabei detailliert in Maßnahmen wie Geset-

zen, Fördermaßnahmen und Programmen, wie die sektoralen Minderungsquoten bis 

zum Jahr 2030 erreicht werden könnten. Ausgehend vom Ziel wird so für die jeweili-

gen Sektoren betrachtet, welche Maßnahmen notwendig wären, um die THG-Minde-

rungsziele zukünftig zu erreichen. Dafür ist es auch für die Zielerreichung auf Lan-

desebene entscheidend, dass die erforderlichen Rahmensetzungen auf Bundes- und 

EU-Ebene ambitioniert umgesetzt werden. Als Land ist Schleswig-Holstein in allen 

Sektoren immer auch abhängig von den Entwicklungen in Deutschland und Europa.  

 

 

1. Ist die Erreichung der Klimaschutzziele des Landes Schleswig-Holsteins für 

den Sektor Abfallwirtschaft aus Sicht der Landesregierung auch dann realis-

tisch möglich, wenn die im Maßnahmenfahrplan genannten erforderlichen 

Rahmensetzungen auf Bundes- und EU-Ebene nicht wie dort angeführt umge-

setzt werden? Wenn ja, welche alternativen Maßnahmen müssten dann auf 

Landesebene ergriffen werden? Wenn nein, wie möchte die Landesregierung 

dann ihr Ziel der Klimaneutralität bis 2040 erreichen? Bitte erläutern. 

 

Wie in der Vorbemerkung ausgeführt, ist die Zielerreichung für ein Land nur 

dann möglich, wenn die erforderlichen Rahmensetzungen nicht nur auf Lan-

des-, sondern auch auf Bundes- und EU-Ebene ambitioniert umgesetzt wer-

den. 

Die Maßnahmen im Sektor Abfallwirtschaft, der mit seinen diffusen Emissio-

nen lediglich für 0,6 Prozent der THG-Emissionen verantwortlich zeichnet, ba-

sieren auf Aufklärung und Inanspruchnahme bestehender Förderangebote des 

Bundes und nur zum Teil auf Nachschärfungen im bundesrechtlichen Bereich.  

Unabhängig davon ist sich die Landesregierung ihrer gemeinsamen Verant-

wortung bewusst und evaluiert die Treibhausgasminderung im Land. Mit dem 

Klimaschutzprogramm (siehe Vorbemerkung) wird beschrieben, wie die Zwi-

schenziele für das Jahr 2030 mit dem Ziel Klimaneutralität 2040 erreicht wer-

den können. Die Maßnahmenfahrpläne beschreiben mögliche Maßnahmen 

zum Erreichen der Ziele gemäß EWKG. 

 

 

2. Von welchen Kosten geht die Landesregierung für die einzelnen Maßnahmen 

aus? Bitte auflisten. 

 

Die Kosten für die Informationsmaßnahmen werden im niedrigen fünfstelligen 

Bereich liegen. 

 

 

3. Erachtet die Landesregierung die im Maßnahmenfahrplan unter 4a) und 4c) 

genannten Maßnahmen für geeignet, um die erforderlichen 0,05 Mio. t CO2-

Äquivalente einzusparen? Bitte erläutern. 

  
Ja, die Landesregierung erachtet die im Maßnahmenfahrplan unter 4a) und 

4c) genannten Maßnahmen für geeignet, um die erforderlichen 0,05 Mio. t 
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CO2-Äquivalente einzusparen, wenn die erforderlichen Rahmensetzungen 

nicht nur auf Landes-, sondern auch auf Bundes- und EU-Ebene ambitioniert 

umgesetzt werden.  


